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Sitzung vom 30. Oktober 2017 
Kantonsratspräsidentin Vroni Thalmann-Bieri 

  
  

P 429 Postulat Piazza Daniel und Mit. über Hände weg von 

Prämienverbilligungsrückzahlungen – Rechtssicherheit und 

Vertrauensschutz für Prämienverbilligungsbezüger / Gesundheits- 

und Sozialdepartement 

  
Das Postulat P 429 wurde auf die Oktober-Session hin dringlich eingereicht. 

Der Regierungsrat lehnt die dringliche Behandlung ab. 
Daniel Piazza hält an der Dringlichkeit fest. 

Daniel Piazza: Die Fragen zum Thema Prämienverbilligung verunsichern die 

Öffentlichkeit. Deshalb wird vom Kantonsrat eine umgehende politische Stellungnahme 

erwartet. Wir halten an der Dringlichkeit fest. 
Für den Regierungsrat spricht Gesundheits- und Sozialdirektor Guido Graf. 
Guido Graf: Ich bitte Sie, die dringliche Behandlung abzulehnen. Mit dem AFP haben wir 

das geplante Vorgehen kommunziert. Der Vorstoss kann in der Dezember- oder 

Januar-Session behandelt werden, da sich bis dahin nichts an der Situation ändert. 
Der Rat lehnt die dringliche Behandlung ab, die nötige Zweidrittelsmehrheit wurde nicht 

erreicht. 
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